
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 18.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Rechsteiner, Paul (sp/ps, SG) SR/CE
Prozesstypen Postulat
Datum 01.01.1989 - 01.01.2019

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bernath, Magdalena
Dürrenmatt, Nico
Heer, Elia
Schneuwly, Joëlle
Zumbach, David

Bevorzugte Zitierweise

Bernath, Magdalena; Dürrenmatt, Nico; Heer, Elia; Schneuwly, Joëlle; Zumbach, David
2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Postulat, 2006 - 2018. Bern: Année
Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 18.04.2024.

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Öffentliche Ordnung

1Wirtschaft
1Geld, Währung und Kredit

1Nationalbank

1Sozialpolitik
1Bevölkerung und Arbeit

1Arbeitsmarkt

2Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

2Gesundheitspolitik

2Suchtmittel

3Bildung, Kultur und Medien
3Bildung und Forschung

3Berufsbildung

01.01.89 - 01.01.19 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
EKSF Eidgenössische Kommission für Suchtfragen

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CFLA Commission fédérale pour les questions liées aux addictions

01.01.89 - 01.01.19 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Im Zusammenhang mit einer Standesinitiative des Kantons Bern (Kt.Iv. 14.305) über die
präventive Bekanntgabe der Internetadressen von Organisatoren von
Demonstrationen und Grossanlässen hatte die SiK-SR ein Postulat eingereicht, welches
den Bundesrat beauftragen sollte, bis Mitte 2015 in einem Bericht darzulegen, wie der
Inhalt der Standesinitiative allenfalls umgesetzt werden könnte. Der Bundesrat empfahl
dem Ständerat, das Postulat abzulehnen. Er begründete seine Ablehnung unter
anderem damit, dass der Aufruf zu unbewilligten Versammlungen keine Straftat und die
von der Standesinitiative geforderte präventive Bekanntgabe der Identitäten der
Organisatoren deshalb nicht verhältnismässig sei. Weiter zeigte sich der Bundesrat
überzeugt, dass die abschreckende Wirkung einer solchen Regelung einen erheblichen
Eingriff in die verfassungsrechtlich garantierte Versammlungsfreiheit darstellen würde.
Schliesslich bat Bundesrätin Simonetta Sommaruga den Ständerat, zumindest mit der
Annahme des Postulates zuzuwarten, bis die Beratungen des BÜPF und des
Nachrichtendienstgesetzes abgeschlossen sind. Sonst sei zu befürchten, dass die
Geschäfte in der Bevölkerung vermischt und Referenden gegen die beiden Vorlagen
wahrscheinlicher würden. Der Ständerat setzte sich in der Wintersession 2014 jedoch
über die Vorbehalte des Bundesrates hinweg, indem er zuerst einen Antrag von Paul
Rechsteiner (sp, SG) zur Rückweisung des Postulates an die Kommission ablehnte und
das Postulat anschliessend mit 31 zu 8 Stimmen annahm. 1

POSTULAT
DATUM: 10.12.2014
ELIA HEER

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Das Postulat „Bericht zum Schweizer Franken“, eingereicht durch Ständerat
Rechsteiner (sp, SG), verlangte die Erstellung eines Berichts zur Rolle des Schweizer
Frankens in Bezug auf die gegenwärtige Situation und im Hinblick auf zukünftige
Entwicklungen. Als Begründung führte Rechsteiner die Tatsache an, dass sich seit der
letztmaligen Änderung des Nationalbankgesetzes im Jahre 2003 und der damit
einhergehenden Diskussion die Rahmenbedingungen stark verändert hätten. Die
fortschreitende Modernisierung der Finanzmärkte, die Frankenaufwertung –
insbesondere gegenüber dem Euro – und die zunehmende Wichtigkeit von China und
anderen Schwellenländern in der Weltwirtschaft erforderten ein erneutes Aufgreifen
dieses Themas. Der Ständerat folgte dieser Argumentation und der Empfehlung des
Bundesrats und überwies das Postulat diskussionslos. 2

POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
NICO DÜRRENMATT

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Der Bundesrat erhielt in der Herbstsession durch die ständerätliche Annahme eines
Postulats Rechsteiner (sp, BS) den Auftrag, die Einberufung einer nationalen Konferenz
zum Thema "Ältere Arbeitnehmende" zu prüfen und dabei die Sozialpartner
miteinzubeziehen. 3

POSTULAT
DATUM: 21.06.2014
DAVID ZUMBACH
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels Postulat forderte die SGK-SR den Bundesrat auf, einen Bericht mit
Empfehlungen für eine bessere Betreuung und Behandlung von Menschen am
Lebensende auszuarbeiten. Dabei soll auf Themen wie Palliativ Care, ihre nachhaltige
Sicherstellung in der ganzen Schweiz, ihre Finanzierung sowie Zugang zu dieser für alle
Menschen eingegangen werden. Zudem sollen die gesundheitliche Vorausplanung, die
Sensibilisierung der Bevölkerung und der allfällige vom Bundesrat vorgesehene
Regulierungsbedarf in den Bericht einfliessen. Hintergrund des Postulats waren die
Ergebnisse des Nationalen Forschungsprogramms 67 zum Thema «Lebensende». 
Bedingt durch die höhere Lebenserwartung nehme der Bedarf nach Angeboten für eine
würdige letzte Lebensphase und ein würdiges Sterben zu, so Paul Rechsteiner (sp, SG)
für die Kommission während der Ständeratsdebatte in der Sommersession 2018. Man
müsse dabei jedoch nicht am Nullpunkt beginnen, da durch die nationale Strategie
Palliative Care 2010-2015 bereits viel Vorarbeit geleistet worden sei. Während Werner
Hösli (svp, GL) das Postulat in einigen Punkten kritisierte – unter anderem würde mit
dem Postulat ein teurer Markt für das schmerzlose Sterben angepeilt und der Titel des
Vorstosses trage der hervorragenden Arbeit, die in diesem Gebiet getätigt werde, keine
Rechnung –, sprach sich Alain Berset im Namen des Gesamtbundesrates für das
Geschäft aus. Es sei bereits einiges in diesem Bereich gemacht worden, trotzdem gebe
es noch wichtige medizinische und ethische Herausforderungen, die bewältigt werden
müssten wie zum Beispiel die Förderung des Zugangs zu Palliativmedizin für Menschen,
die den Rest ihres Lebens zuhause verbringen wollen. Zudem dürfe man die
Komplexität in diesem Gebiet und die hohen Anforderungen an die beteiligten
Fachleute nicht unterschätzen. Stillschweigend nahm der Ständerat das Postulat an. 4

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Im März 2018 nahm der Ständerat ein von Paul Rechsteiner (sp, SG) eingereichtes
Postulat an, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, bis Ende 2019 einen Bericht
über die Perspektiven der schweizerischen Drogenpolitik für das kommende Jahrzehnt
auszuarbeiten. Dabei sollten die in den letzten zehn Jahren gesammelten Erfahrungen
sowie auch die Entwicklungen auf internationaler Ebene behandelt werden –
namentlich in Bezug auf die Droge Cannabis. Der in den Neunziger Jahren entwickelte
Vier-Säulen-Ansatz (Prävention, Therapie, Schadensminderung, Repression), welcher in
der Vergangenheit in der Drogenpolitik erfolgreich zur Anwendung gekommen war,
entspreche nicht mehr der gegenwärtigen Situation. Betroffen davon sei vor allem das
Cannabis, zu welchem in vielen Ländern neue Regulierungen beschlossen wurden.
Gemäss dem Postulanten sei es auch in der Schweiz an der Zeit, eine
Standortbestimmung vorzunehmen.
Vor dem Hintergrund der Entwicklung, welche die Drogenpolitik auf verschiedenen
Ebenen durchgemacht hatte, und der nationalrätlichen Motionsserie zum
Experimentierartikel als Grundlage für Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe sah
auch der Bundesrat Handlungsbedarf und beantragte die Annahme des Postulates.
Anhand des Berichtes zu „10 Jahre Betäubungsmittelgesetz-Revision" und des Updates
zum Cannabisbericht 2008, welche die EKSF im Herbst 2018 respektive Frühling 2019
herausgeben werde, wolle er in Erfüllung des Postulates Rechsteiner einen
bundesrätlichen Bericht erstellen.
Der Ständerat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat
stillschweigend an. 5

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Nationalrat überwies ein Postulat Rechsteiner (sp, SG), das eine Übersicht über die
anerkannten Bildungsgänge der höheren Berufsbildung inklusive der höheren
Fachschulen fordert. Aufzuzeigen sei auch, welche Anbieter welche Bildungsgänge mit
welchen Abschlüssen führen. Abgelehnt wurden die Motionen Menétrey-Savary (gp, VD)
und Pfister (svp, SG), welche Massnahmen zur Qualitätssicherung von privaten
Berufsfachschulen resp. eine obligatorische Akkreditierung verlangten. Der Bundesrat
wies in seiner Antwort auf die Möglichkeit zur freiwilligen Akkreditierung hin. 6

POSTULAT
DATUM: 19.12.2006
MAGDALENA BERNATH

1) AB SR, 2014, S. 1291 ff.; Po. 14.3672
2) AB NR, 2015, S. 664 f.
3) AB SR, 2014, S. 891 f.
4) AB SR, 2018, S. 532 f. ; Nationales Forschungsprogramm NFP 67 zum Thema «Lebensende» – Synthesebericht
5) AB SR, 2018, S. 253
6) AB NR, 2006, S. 2029 und Beilagen V, S. 306 f.; AB NR, 2006, S. 699 f. und 1114 sowie Beilagen III, S. 724.; Mo. 04.3552; Mo.
06.3143; Presse vom 22.12.06.
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